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Gut für die Demokratie

»Mehr Informationsfreiheit 
stärkt demokratische Teilhabe!«  
steht über einer Entschlie-
ßung, auf die sich die Konfe-
renz der behördlichen Infor-
mationsbeauftragten (IFK) 
am 11. März 2026 fast ein-
stimmig geeinigt hatte. Ent-
halten hatte sich nur Maria 
Christina Rost, die seit 2024 
in Sachsen-Anhalt im Amt ist. 
Die IFK appelliert an Regie-
rungen und Parlamente, das 
»voraussetzungslose Recht 
der Bürgerinnen und Bürger 
auf Informationsfreiheit 
weiter auszubauen«. »We-
niger Informationsfreiheit«, 
schreibt die IFK, »führt nicht, 
wie behauptet, zu Bürokra-
tieabbau und Einsparungen, 
sondern zu einem Verlust 
an staatlicher Transparenz 
sowie demokratischer Teil-
habe.« Der Schutz staatlicher 
Infrastruktur könne »bereits 
durch die bestehende Geset-
zeslage adressiert« werden, 
meint die IFK, die zudem die 
Gesetzgeber*innen in den 
Bundesländern auffordert, 
»die Informationsfreiheit 
zu einem modernen Trans-
parenzrecht weiterzuentwi-
ckeln«. Zum Beispiel sollten 
Wissenschaft, Forschung  
und Wirtschaft verpflichtet  
werden, Informationen 
proaktiv – also nicht nur 
auf Antrag – zu publizieren. 
Informationsfreiheit eröffne 
Bürger*innen die Möglichkeit, 
»sich über das Handeln der 
demokratisch legitimierten 
Institutionen aus erster Hand 
zu informieren«, begründet 
die IFK ihre Transparenz-
Forderungen und stellt klar: 
»Dass Informationen, die 
durch eine Akteneinsicht ans 
Tageslicht gekommen sind, 
genutzt werden, um Miss-
stände aufzudecken, spricht 
nicht gegen, sondern für die 
Transparenz. Die Demokratie 
lebt davon.« 
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Weniger oder mehr Transparenz?
Informationsfreiheitsgesetz bald auf der Bundestagsagenda

Die schwarz-rote Bundesregierung plant 
offenbar, das Informationsfreiheitsgesetz 
massiv einzuschränken. Dagegen gibt es 
breite Proteste aus der Zivilgesellschaft. 
Die Grünen im Bundestag fordern nun ein 
Bundestransparenzgesetz, das Auskunfts-
rechte deutlich stärken würde.

Die Überschrift klingt vielversprechend: »Ein 
Programm für Aufschwung und Beschäf-

tigung« steht über einem 34-Punkte-Papier, auf 
das sich Führungskräfte von CDU, CSU und SPD  
Anfang Juli im Koalitionsausschuss geeinigt 
hatten. Vorhaben Nr. 32 sieht vor, das seit 2006 
geltende Informationsfreiheitsgesetz (IFG) des 
Bundes »weiterzuentwickeln und an die aktuellen 
Herausforderungen anzupassen«. Das IFG gibt 
einzelnen Bürger*innen, Verbänden und Redak-
tionen das Recht, bei Bedarf Akten von Bundes-
behörden einzusehen – ohne dies begründen zu 
müssen. Beantragt werden kann auch Zugang zu 
internen E-Mails von Ministerien und Behörden 
sowie zu Gutachten und Studien.

Die Anpassungen, die der Bundesregierung 
vorschweben, um angeblich Bürokratie abzubauen  
und staatliche Resilienz zu erhöhen, haben seit 
Bekanntwerden Anfang Juli viele Menschen aus 
der Zivilgesellschaft alarmiert. »Hände weg vom 
IFG! – Retten Sie die Informationsfreiheit«, steht 
über einem Offenen Brief, adressiert an Bundes-
regierung und Abgeordnete im Innenausschuss. 
Unterzeichnet haben das Papier über 130 Orga-
nisationen, darunter FragdenStaat, Transparency 
International, Campact und der Deutsche Jour-
nalisten-Verband. Der Beschluss von Union und 
SPD, erklären die Unterzeichner*innen, »sieht 
vor, künftig nur noch IFG-Anträge mit einem 
nachgewiesenen ›berechtigten Interesse‹ zuzu-
lassen und zivilgesellschaftliche Organisationen, 
Pressevertreter:innen sowie Menschen ohne 
deutsche Staatsbürgerschaft oder Unionsbürger-
schaft auszuschließen«. Befürchtetes Ergebnis so 
einer Reform: »Künftig wären fast alle Anträge 
nicht mehr zulässig und die verbleibenden 
könnten zu massiven Kosten für die Antragstel-
lenden führen oder wichtige Informationen vor-
enthalten.« Der Koalitionsausschuss hatte auch 
angekündigt, die IFG-Gebühren anzupassen, 
»im Einklang mit dem Kostendeckungsprinzip«. 
Das könnte für die Fragesteller*innen teuer wer-
den, bei arbeitsaufwändigen Anfragen könnten 
Behörden mehrere tausend Euro verlangen.

Mitte Juli kam dann durch Recherchen von 
MDR-Journalist*innen heraus, dass wohl noch 
Weitgehenderes geplant ist: Ein interner Vermerk 
des von Alexander Dobrindt (CSU) geführten 

Bundesinnenministeriums, erstellt im Februar  
2026, plädiert offenbar dafür, das Amt der unab
hängigen Bundesbeauftragten für Informations
freiheit abzuschaffen, die bislang von Bürger*in
nen angerufen werden kann, wenn sie ihre 
IFG-Rechte verletzt sehen. »Ohne diese Aufsicht«, 
warnt Transparency, »gibt es keine außergerichtli-
che Handhabe mehr gegen behördliche Willkür –  
der Zugang zu staatlichen Informationen würde 
zur reinen Ermessenssache.«

Die breiten Proteste haben vielleicht schon 
etwas bewirkt; bisher, Stand Mitte September, 
hat Innenminister Dobrindt jedenfalls noch kei-
nen konkreten Gesetzentwurf zur IFG-Reform 
vorgelegt.

»Für einen Staat, der Auskunft gibt«

Anders die oppositionelle Fraktion der  
Grünen im Bundestag. In ihrem neuen Info-Flyer 
namens »Für einen Staat, der Auskunft gibt« 
beschreiben sie, was der freie Zugang zur Infor-
mationen bewirken kann: »Dank des IFG sind 
zuletzt beispielsweise die Corona-Maskenaffäre 
von Jens Spahn (CDU) oder die Lobbyarbeit von 
Philipp Amthor (CDU) für eine Firma, mit der 
er selbst verbunden ist, ans Licht gekommen.« 
Am 1. September haben die Grünen dann einen 
Antrag in den Bundestag eingebracht, der die 
Bundesregierung auffordert, »von Vorhaben zur 
Beschneidung der Informationsfreiheit umgehend 
Abstand zu nehmen«. Und sie fordern Schwarz-
Rot auf, ein Bundestransparenzgesetz vorzulegen.

Nach dem Vorschlag der Grünen, der im 
Herbst im Bundestag beraten werden dürfte,  
müssten Bundesbehörden unter anderem ver
pflichtet werden, »ihre Daten grundsätzlich 
proaktiv, zeitnah, kostenfrei, barrierefrei, maschi-
nenlesbar, in offenen Formaten und zur freien 
Weiterverwendung bereitzustellen, soweit keine 
gesetzlichen Schutzgründe entgegenstehen«. 
Zudem solle ein digitales »Transparenzportal« 
eingerichtet werden, »in dem staatliche Informa-
tionen übersichtlich und durchsuchbar bereit
gestellt werden«.

Außerdem fordern die Grünen die Koalition 
aus CDU, CSU und SPD auf, einen weiteren 
Gesetzentwurf vorzulegen, mit dem Ziel, ein 
»eigenständiges Grundrecht auf Zugang zu amt-
lichen Informationen« ausdrücklich im Grund-
gesetz zu verankern. Zugang zu staatlichen 
Informationen schaffe nicht nur Transparenz 
und Vertrauen, sondern beuge auch Machtmiss-
brauch vor und trage dazu bei, die Legitimation 
politischer Entscheidungen zu erhöhen. 
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